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Änderungshistorie 

Aktualisierung zum 01.01.2024 

Die Fachlichen Weisungen wurden an die Regelungen des zum 01.01.2024 in Kraft tretenden 
Gesetzes zur Regelung des Sozialen Entschädigungsrechts (SozERG) redaktionell ange-
passt. Darüber hinaus wurden Konkretisierungen zur Erfassung in COSACH aufgenommen. 
Zudem erfolgte eine Überarbeitung aufgrund der Einführung eines Bürgergeldes (Bürgergeld-
Gesetz) und zur Gewährung der Weiterbildungsprämie sowie eines monatlichen Weiterbil-
dungsgeldes nach § 87a SGB III. Ferner wurde in der Fachlichen Weisung das Budget für 
Ausbildung aufgegriffen. 

Aktualisierung zum 01.01.2022 

Die Fachlichen Weisungen wurden an die Regelungen des zum 01.01.2022 in Kraft tretenden 
Gesetzes zur Stärkung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen sowie zur landesrecht-
lichen Bestimmung der Träger von Leistungen für Bildung und Teilhabe in der Sozialhilfe (Teil-
habestärkungsgesetz) vom 02.06.2021 (BGBl. I S. 1387) redaktionell angepasst. Darüber hin-
aus wurden Konkretisierungen zu Begrifflichkeiten wie bspw. von Budgetnehmer*innen hin zu 
Leistungsberechtigte vorgenommen. Zudem wurde die Rolle der Jobcenter präzisiert und Re-
gelungen zur Sozialversicherung angepasst. 

Neufassung zum 20.04.2018 

Mit in Kraft treten des Bundesteilhabegesetzes wurden die Regelungen zum Persönlichen 
Budget in einer eigenständigen Rechtsvorschrift zusammengefasst. Die Budgetverordnung 
trat damit außer Kraft. 
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Gesetzestext  

§ 29 SGB IX 
Persönliches Budget 

 

(1) 1Auf Antrag der Leistungsberechtigten werden Leistungen zur Teilhabe durch die 
Leistungsform eines Persönlichen Budgets ausgeführt, um den Leistungsberechtigten 
in eigener Verantwortung ein möglichst selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen. 2Bei 
der Ausführung des Persönlichen Budgets sind nach Maßgabe des individuell festge-
stellten Bedarfs die Rehabilitationsträger, die Pflegekassen und die Integrationsämter 
beteiligt. 3Das Persönliche Budget wird von den beteiligten Leistungsträgern trägerüber-
greifend als Komplexleistung erbracht. 4Das Persönliche Budget kann auch nicht trä-
gerübergreifend von einem einzelnen Leistungsträger erbracht werden. 5Budgetfähig 
sind auch die neben den Leistungen nach Satz 1 erforderlichen Leistungen der Kran-
kenkassen und der Pflegekassen, Leistungen der Träger der Unfallversicherung bei 
Pflegebedürftigkeit, Leistungen der Träger der Sozialen Entschädigung zur Krankenbe-
handlung, bei Pflegebedürftigkeit und zur Weiterführung des Haushalts sowie Hilfe zur 
Pflege der Sozialhilfe, die sich auf alltägliche und regelmäßig wiederkehrende Bedarfe 
beziehen und als Geldleistungen oder durch Gutscheine erbracht werden können. 6An 
die Entscheidung sind die Leistungsberechtigten für die Dauer von sechs Monaten ge-
bunden. 

(2) 1Persönliche Budgets werden in der Regel als Geldleistung ausgeführt, bei laufenden 
Leistungen monatlich. 2In begründeten Fällen sind Gutscheine auszugeben. 3Mit der Aus-
zahlung oder der Ausgabe von Gutscheinen an die Leistungsberechtigten gilt deren An-
spruch gegen die beteiligten Leistungsträger insoweit als erfüllt. 4Das Bedarfsermittlungs-
verfahren für laufende Leistungen wird in der Regel im Abstand von zwei Jahren wieder-
holt. 5In begründeten Fällen kann davon abgewichen werden. 6Persönliche Budgets wer-
den auf der Grundlage der nach Kapitel 4 getroffenen Feststellungen so bemessen, dass 
der individuell festgestellte Bedarf gedeckt wird und die erforderliche Beratung und Unter-
stützung erfolgen kann. 7Dabei soll die Höhe des Persönlichen Budgets die Kosten aller 
bisher individuell festgestellten Leistungen nicht überschreiten, die ohne das Persönliche 
Budget zu erbringen sind. 8§ 35a des Elften Buches bleibt unberührt. 

(3) 1Werden Leistungen zur Teilhabe in der Leistungsform des Persönlichen Budgets be-
antragt, ist der nach § 14 leistende Rehabilitationsträger für die Durchführung des Ver-
fahrens zuständig. 2Satz 1 findet entsprechend Anwendung auf die Pflegekassen und 
die Integrationsämter. 3Enthält das Persönliche Budget Leistungen, für die der Leis-
tungsträger nach den Sätzen 1 und 2 nicht Leistungsträger nach § 6 Absatz 1 sein 
kann, leitet er den Antrag insoweit unverzüglich dem nach seiner Auffassung zuständi-
gen Leistungsträger nach § 15 zu. 

(4) 1Der Leistungsträger nach Absatz 3 und die Leistungsberechtigten schließen zur 
Umsetzung des Persönlichen Budgets eine Zielvereinbarung ab. 2Sie enthält mindestens 
Regelungen über 

1. die Ausrichtung der individuellen Förder- und Leistungsziele, 
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2. die Erforderlichkeit eines Nachweises zur Deckung des festgestellten individuellen Be-
darfs, 

3. die Qualitätssicherung sowie 
4. die Höhe der Teil- und des Gesamtbudgets. 

3Satz 1 findet keine Anwendung, wenn allein Pflegekassen Leistungsträger nach Absatz 3 
sind und sie das Persönliche Budget nach Absatz 1 Satz 4 erbringen. 4Die Beteiligten, die 
die Zielvereinbarung abgeschlossen haben, können diese aus wichtigem Grund mit sofortiger 
Wirkung schriftlich kündigen, wenn ihnen die Fortsetzung der Vereinbarung nicht zumutbar 
ist. 5Ein wichtiger Grund kann für die Leistungsberechtigten insbesondere in der persönlichen 
Lebenssituation liegen. 6Für den Leistungsträger kann ein wichtiger Grund dann vorliegen, 
wenn die Leistungsberechtigten die Vereinbarung, insbesondere hinsichtlich des Nachweises 
zur Bedarfsdeckung und der Qualitätssicherung nicht einhalten. 7Im Fall der Kündigung der 
Zielvereinbarung wird der Verwaltungsakt aufgehoben. 8Die Zielvereinbarung wird im Rah-
men des Bedarfsermittlungsverfahrens für die Dauer des Bewilligungszeitraumes der Leis-
tungen in Form des Persönlichen Budgets abgeschlossen.  
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1. Rechtliche Einordnung 
(1) § 29 SGB IX eröffnet Menschen mit Behinderungen die Möglich-
keit Leistungen auf Antrag in Form eines Persönlichen Budgets zu 
erhalten. Mit dieser Alternative soll dem Wunsch- und Wahlrecht 
Rechnung getragen werden (§ 8 Abs. 2 S. 1 SGB IX).  
 
(2) Das Persönliche Budget ist keine zusätzliche Leistung, sondern 
eine alternative Form der Erbringung von Teilhabeleistungen. Sowohl 
allgemeine als auch besondere Leistungen nach den 
§§ 113 ff SGB III können als Persönliches Budget erbracht werden. 
 
(3) Der Anspruch auf ein Persönliches Budget ist ein höchstpersönli-
cher Anspruch und nicht übertrag- oder vererbbar. 

2. Allgemeine Grundlagen 
(1) Das Persönliche Budget ermöglicht Menschen mit Behinderungen 
die selbstbestimmte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft. Es ent-
spricht dem geschäftspolitischen Willen der Bundesagentur für Arbeit 
(BA), Menschen mit Behinderungen darin zu unterstützen, eigenver-
antwortlich und selbstbestimmt die ihrem Bedarf entsprechend bewil-
ligten Leistungen zur Teilhabe zu organisieren und zu beschaffen. 
Das Persönliche Budget bietet Menschen mit Behinderungen die 
Chance einer individuellen Leistungsgestaltung. 

(2) Menschen mit Behinderungen oder Leistungsberechtigte sind Re-
habilitand*innen im Sinne des § 19 SGB III gemeint, für die die BA 
als leistender oder zuständiger Rehabilitationsträger (bei Beteiligung) 
Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben zu erbringen hat. 

(3) Im Rahmen der Beratung ist aktiv über die Möglichkeit sowie über 
Inhalt und Bedeutung der Ausführung von Teilhabeleistungen durch 
ein Persönliches Budget und den damit verbundenen individuellen 
Gestaltungsmöglichkeiten zu informieren. 

(4) Das Persönliche Budget wird auf Antrag des/der Leistungsbe-
rechtigten oder seines/ihres gesetzlichen Vertreters erbracht. 

(5) Bei Antragstellung besteht nach § 29 Abs. 1 Satz 1 SGB IX ein 
Rechtsanspruch auf die Ausführung von Teilhabeleistungen in Form 
eines Persönlichen Budgets. 

Für die Beratung, die grundsätzliche Entscheidung zur Leistungsaus-
führung als Persönliches Budget, die individuelle Bedarfsfeststellung 
(mit Ausnahme der Leistungen zum Lebensunterhalt der Höhe nach), 
den Inhalt und Abschluss der Zielvereinbarung, die begleitenden Be-
ratungsgespräche sowie für die regelmäßige Nachhaltung sind die 
Berater*innen Berufliche Rehabilitation und Teilhabe (Reha-Bera-
ter*innen) zuständig. Dies gilt auch für Leistungsberechtigte aus dem 

Geschäftspolitisches 
Interesse 

Rehabilitand*innen 

Aktive Beratung 

Antragserfordernis 

Rechtsanspruch 

Prozessverantwor-
tung in der BA 
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Rechtskreis SGB II, sofern die BA für diese der zuständige Rehabili-
tationsträger ist.  

(6) Die Jobcenter werden im Rahmen des Teilhabeplanverfahrens 
einbezogen. Sie entscheiden über die Leistungen in ihrer Leistungs-
verantwortung und finanzieren diese. Die Prozessverantwortung im 
Rahmen des Persönlichen Budgets verbleibt bei der BA, sofern die 
BA der zuständige Rehabilitationsträger ist. 

3. Differenzierung der Budgetfähigkeit 
(1) Alle Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nach dem SGB IX 
und SGB III, auf die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer Anspruch 
haben (Leistungen an Arbeitnehmer), sind budgetfähig. 

(2) Folgende Leistungen sind nicht budgetfähig:  

• Diagnosemaßnahmen nach § 49 Abs. 4 SGB IX i. V. m. § 112 
Abs. 2 SGB III wie bspw. Maßnahmen zur Abklärung der be-
ruflichen Eignung oder zur Arbeitserprobung, da diese Leis-
tungen der Bedarfsermittlung nach § 13 SGB IX dienen, 

•  Leistungen, für die Arbeitgeber anspruchsberechtigt sind 
(Leistungen an Arbeitgeber),  

• Budget für Ausbildung nach § 61a SGB IX, da es ein eigenes 
Budget darstellt und  

• Weiterbildungsprämie nach § 87a SGB III, da die Prämie 
während der Leistungserbringung anlassbezogen zu gewäh-
ren ist. Deshalb kann die Prämie nicht in das Budget einkal-
kuliert werden. Gleichwohl erfolgt die Erfassung im COSACH 
Datensatz zum Persönlichen Budget (siehe COSACH Erfas-
sung unter 8. (7)). 
 

(3) Bürgergeld sowie Leistungen zur Eingliederung in Arbeit nach 
dem SGB II sind keine Teilhabeleistungen und somit nicht budgetfä-
hig.  

4. Auswirkungen auf das Bürgergeld 
(1) Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben, die in Form des Per-
sönlichen Budgets erbracht werden, sind kein Einkommen im Sinne 
des § 11 Abs. 1 Satz 1 SGB II und nicht auf das Bürgergeld anzu-
rechnen. 

(2) Soweit Leistungen zum Lebensunterhalt durch die BA oder an-
dere Träger erbracht werden, sind diese auf Leistungen zur Siche-
rung des Lebensunterhalts nach dem SGB II anzurechnen.  

5. Abwicklung und Auszahlung 
(1) Persönliche Budgets werden in der Regel als Geldleistungen aus-
geführt. Geldleistungen sind Transferleistungen und keine Kostener-
stattung. Sofern eine Leistung als Gutschein ausgegeben wird, ist 

Rechtskreis SGB II 

Budgetfähige Leis-
tungen 

Nicht budgetfähige 
Leistungen 

Geldleistungen/ Gut-
schein 
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das Teilhabeziel und die Stelle, bei welcher der Gutschein eingelöst 
werden kann, als "einlösungsberechtigte" Stelle in der Zielvereinba-
rung sowie auf dem Gutschein zu vermerken. 

(2) Das Persönliche Budget kann als Teilbudget mit Teilhabeleistun-
gen, die als Sachleistungen erbracht werden, und mit anderen Leis-
tungen zur Eingliederung von Menschen mit Behinderungen in Aus-
bildung und Arbeit kombiniert werden (z. B. Maßnahmekosten und 
Leistungen zum Lebensunterhalt werden in herkömmlicher Weise 
übernommen, lediglich die Fahrkosten und Kinderbetreuungskosten 
während einer Maßnahme werden über ein Persönliches Budget ab-
gewickelt). Teilbudgets sind auch im Rahmen trägerübergreifender 
Leistungsgewährung möglich. 

(3) Für die Abwicklung/Auszahlungen der (laufenden) Geldleistungen 
an den/die Vertragspartner*in ist grundsätzlich der Mensch mit Be-
hinderungen selbst verantwortlich. Die Abwicklung der laufenden 
Geldleistungen per Abtretungserklärung an Dritte sollte auf ausdrück-
lichen Wunsch des Menschen mit Behinderungen oder in Ausnahme-
fällen angeboten werden, wenn z. B. zu befürchten ist, dass das Per-
sönliches Budget nicht für die in der Zielvereinbarung festgelegte 
Leistung genutzt wird bzw. die Zahlung/en nicht termingerecht an 
den/die Vertragspartner*in erfolgt/en. 

(4) Bei laufenden Geldleistungen erfolgt die Zahlung monatlich im 
Voraus, damit Leistungsberechtigte nicht in Vorleistung treten müs-
sen. Sofern Zahlungen aufgrund einer Abtretungserklärung an einen 
Träger oder Dritten zu leisten sind, können diese entsprechend übli-
cher Zahlungstermine bei herkömmlichen Leistungen auch monatlich 
nachträglich erfolgen. 

(5) Die Entgeltersatzleistungen bzw. Leistungen zum Lebensunter-
halt sind nach den für sie geltenden gesetzlichen Vorschriften und 
Fachlichen Weisungen zu erbringen. Diese Leistungen einschließlich 
der anfallenden Sozialversicherungsbeiträge werden bei der Bemes-
sung des grundsätzlichen Bedarfs so einbezogen, wie bei herkömm-
licher Förderung ein Anspruch auf die Leistung besteht. Berufsaus-
bildungsbeihilfe, Ausbildungsgeld, Arbeitslosengeld bei beruflicher 
Weiterbildung und Übergangsgeld kommen als Budgetleistung in Be-
tracht, wenn die Anspruchsvoraussetzungen erfüllt sind. 

(6) Die im Zusammenhang mit Leistungen zur Teilhabe am Arbeits-
leben zu erbringenden Entgeltersatzleistungen bzw. Leistungen zum 
Lebensunterhalt dienen nach ihrer Zweckbestimmung nicht dem Ein-
kauf von Teilhabeleistungen. Sie werden, auch wenn sie in ein Per-
sönliches Budget eingebunden sind, weiter in den Leistungsverfah-
ren zu den vorgesehenen Zahlungsterminen zahlbar gemacht. Um-
buchungen finden nicht statt. 

(7) Die Bedarfsermittlung ist in der Regel alle zwei Jahre zu wieder-
holen bzw. sollte spätestens alle zwei Jahre überprüft werden. 

Teilbudget 

Ausnahmefall:  
"Abtretungserklä-
rung" 

Modalitäten der Aus-
zahlung 

Leistungen zum Le-
bensunterhalt als 
Budgetleistung 

Auszahlung der Leis-
tungen zum Lebens-
unterhalt 

Bedarfsermittlung 
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(8) In begründeten Fällen kann diese Frist verkürzt oder verlängert 
werden. Dann ist die Begründung in einem Beratungsvermerk im IT-
Fachverfahren VerBIS festzuhalten. 

(9) Leistungen im Rahmen des Persönlichen Budgets können für 
eine längere Dauer gewährt werden, als dies bei herkömmlichen 
Maßnahmen möglich ist, sofern der Budgetrahmen eingehalten, die 
gesetzlichen Regelungen berücksichtigt (z. B. § 180 Abs. 4 SGB III) 
und nur so das Teilhabeziel erreicht wird.  

(10) Sofern sich das Ziel einer im Rahmen eines Persönlichen Bud-
gets bewilligten Leistung zur Teilhabe ändert oder eine neue Leistung 
über den bisherigen Bewilligungszeitraum hinaus bewilligt werden 
soll, ist ein neuer Leistungsfall eines weiteren Persönlichen Budgets 
im IT-Verfahren COSACH zu eröffnen. 

6. Anforderungen an Leistungserbringer  
(1) Grundsätzlich bedürfen die Leistungserbringer1, die Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben im Rahmen eines Persönlichen Bud-
gets ausführen, der Zulassung nach § 176 SGB III. Diese wird übli-
cherweise durch eine fachkundige Stelle erteilt, im Ausnahmefall 
(§ 177 Abs. 5 SGB III) kann sie bei besonderem arbeitsmarktpoliti-
schen Interesse durch die BA erteilt werden. 

(2) Um dem Wunsch und Wahlrecht (§ 8 SGB IX) des/der Leistungs-
berechtigten angemessen zu entsprechen, können in sachlich be-
gründeten Ausnahmefällen (z. B. bei individuell zugeschnittenen Ein-
zelmaßnahmen) Leistungen im Rahmen des Persönlichen Budgets 
auch dann bewilligt werden, wenn Leistungsberechtigte einen nicht 
formell anerkannten bzw. zugelassenen Leistungserbringer wählen.  

(3) Leistungen im Eingangsverfahren (EV) und Berufsbildungsbe-
reich (BBB) können ebenfalls in Form des Persönlichen Budgets er-
bracht werden, sofern die maßgeblichen Voraussetzungen des § 57 
SGB IX beachtet und das Ziel der gesetzlich vorgesehenen Förde-
rung in gleicher Weise erreicht werden kann. Für die Beurteilung der 
fachlichen Anforderungen im EV und im BBB sind die Fachkonzepte 
in Werkstätten für Menschen (WfbM) mit Behinderungen bzw. bei an-
deren Leistungsanbietern zu berücksichtigen. 

(4) Leistungen für Aus- und Weiterbildungen außerhalb des Berufs-
bildungsgesetzes (BBiG) bzw. der Handwerksordnung (HwO) nach § 
117 Abs. 1 Satz 2 SGB III (z. B. schulische Ausbildungen) können 
auch als Persönliches Budget nur ausgeführt werden, wenn zusätz-
lich die Voraussetzungen für eine Förderung 

                                                
 

1 Leistungserbringer sind Maßnahmeträger und Einrichtungen der berufli-
chen Rehabilitation nach § 51 SGB IX 

Bewilligungszeitraum 

Grundsatz 

Ausnahme 

WfbM bzw. andere 
Leistungsanbieter 

Einrichtungen der be-
ruflichen Rehabilita-
tion 
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(§ 117 Abs. 1 Satz 1 SGB III) im Kontext einer Einrichtung der beruf-
lichen Rehabilitation nach § 51 SGB IX gegeben sind. 

7. Festlegung des individuellen Bedarfs 
(1) Die BA ist in der Verantwortung gegenüber den Leistungsberech-
tigten und in der Pflicht, deren individuelle Bedarfsdeckung sicher zu 
stellen. Deshalb ist eindeutig festzustellen, ob die bewilligten Teilha-
beleistungen in Form des Persönlichen Budgets sowohl inhaltlich als 
auch in der konkreten Durchführung geeignet sind, das Teilhabeziel 
wie bei herkömmlicher Durchführung zu erreichen. Die Feststellun-
gen sind in VerBIS in einem Beratungsvermerk zu dokumentieren. 

(2) Soll das Teilhabeziel unter Einbeziehung Dritter (z. B. Bildungs-
träger oder Betriebe) erfolgen, dann trifft der/die Leistungsberechtigte 
mit diesen die entsprechenden vertraglichen Vereinbarungen. Diese 
Vereinbarungen sind als individualisierte Maßnahmekonzepte bzw. 
Leistungsbeschreibungen vorzulegen, durch die Reha-Berater*innen 
zu prüfen und in die Zielvereinbarung aufzunehmen. Die wesentli-
chen Punkte sind in VerBIS in der Kundenhistorie zu dokumentieren. 

(3) Die Anforderungen an Teilhabeleistungen ergeben sich aus den 
einschlägigen Rechtsvorschriften zu den Regel- und Sachleistungen 
oder sind in den daraus abgeleiteten Fachkonzepten oder Rahmen-
plänen formuliert. Diese bilden die Orientierung für die Beurteilung, 
ob individuelle Teilhabebedarfe durch die geplante Leistungsausfüh-
rung als Persönliches Budget angemessen gedeckt werden können. 

(4) Der individuell festgestellte Bedarf nach Kapitel 4 des SGB IX 
muss durch das Budgetvolumen abdeckt sein. Der finanzielle Um-
fang des Persönlichen Budgets orientiert sich an dem Finanzvolu-
men, das für den individuell notwendigen Teilhabebedarf bei einer 
herkömmlichen Leistungsausführung benötigt wird. Eventuelle Mehr-
kosten die durch die individuelle Auswahl der Leistungserbringer ent-
stehen, können aufgrund der Budgetneutralität bei der Bemessung 
nicht berücksichtigt werden. Ergeben sich aufgrund der Behinderung 
abweichende Bedarfe, sind diese bei der Ermittlung der Budgethöhe 
zu berücksichtigen. Der ermittelte Betrag wird dem Leistungsberech-
tigten als Persönliches Budget zur Verfügung gestellt. 

(5) In angemessenem Umfang können Aufwendungen für Unerwar-
tetes oder sonstige kleinere Aufwendungen in das Persönliche 
Budget einbezogen werden. 

(6) Teilnahmekosten, Reisekosten, Weiterbildungsgeld o. ä. werden 
bei der Budgetberechnung so berücksichtigt, wie sie für den individu-
ellen Förderfall, bei Gewährung von Leistungen zur Teilhabe auf her-
kömmliche Art und Weise, entstehen würden (z. B. bei Teilnahme an 
einer Ausbildungsmaßnahme bei einem Träger). 

Sicherstellung der 
Bedarfsdeckung 
durch die BA 

Einbeziehung Dritter 
zum Erreichen von 
Teilhabezielen 

Bemessung/ Höhe  
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(7) Nach den Regelungen der sozialen Pflegeversicherung (kein Re-
habilitationsträger nach dem SGB IX) werden bei Erbringung von 
Persönlichen Budgets bestimmte Sachleistungen nur in Form von 
Gutscheinen und nicht als Geldleistung zur Verfügung gestellt. 

(8) Bei der Kombinationsleistung von Geld- und Sachleistungen nach 
§ 38 SGB XI ist nur das anteilige und im Voraus bestimmte Pflege-
geld als Geldleistung budgetfähig, die Sachleistungen nach den 
§§ 36, 38 und 41 SGB XI dürfen nur in Form von Gutscheinen zur 
Verfügung gestellt werden, die zur Inanspruchnahme von zugelasse-
nen Pflegeeinrichtungen nach dem SGB XI berechtigen. 

8. Zuständigkeiten, Dateneingabe und Berichtswesen 
(1) Für die Abwicklung und Auszahlung der Budgetleistungen, ein-
schließlich der individuellen Teilnahmekosten (z. B. Fahr-, Kinderbe-
treuungskosten) ist der Operative Service Team SB-AV zuständig. 

(2) Die Auszahlung von Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbil-
dung einschließlich der Sozialversicherungsbeiträge erfolgt durch 
den Operativen Service Team Alg Plus.  

(3) Für die Leistungen zum Lebensunterhalt (Berufsausbildungsbei-
hilfe, Ausbildungsgeld, Übergangsgeld) bzw. die Meldung und Zah-
lung der Sozialversicherungsbeiträge ist der Operative Service Team 
BAB/Reha verantwortlich. 

(4) Für die Abwicklung und Auszahlung von Weiterbildungsprämie 
und Weiterbildungsgeld nach § 87a SGB III ist der Operative Service 
Team AMDL verantwortlich.  

(5) Die Reha-Berater*innen haben für die Leistungen zum Lebens-
unterhalt einschließlich der Sozialversicherung die entsprechende 
Fachliche Stellungnahme zu erstellen und an den zuständigen Ope-
rativen Service weiterzuleiten. 

(6) Im Rahmen der Leistungsgewährung können neben der Reha-
Berater*innen mehrere OS Einheiten betroffen sein. Sofern Informa-
tionen eingehen, die Auswirkungen auf die Leistungsgewährung ha-
ben (insbesondere bei Abbruch und Beendigung der Teilnahmen), 
sind alle betroffenen OS- bzw. Reha-Teams zu informieren.  

(7) Nachfolgende Daten müssen zwingend in COSACH2 vollständig 
und korrekt erfasst werden. Sie sind neben der nachvollziehbaren 
Dokumentation relevant für die Lieferung an die Bundesarbeitsge-
meinschaft für Rehabilitation e.V. (BAR) zur Erstellung des Teilha-

                                                
 

2 Die Schulungsunterlagen sind im Intranet unter folgenden Pfad zu finden: Intra-
net/Arbeitsmittel/IT-Arbeitshilfen/COSACH Anwenderhilfen/ Schulungsunterlagen / 
Modul 02 – COSACH Verfahrenszweige. 
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beverfahrensberichtes (THVB), für die Statistik der BA und das Con-
trolling. Die Angaben zur Antragstellung sind in COSACH (Teilneh-
merseite > Verfahrenszweig "AMP" > Förderfeld "PersB-70: Persön-
liches Budget") einzutragen. 

• Angabe zum Zeitraum (Beginn und Ende) sowie zum Status 
zum grundsätzlichen Persönlichen Budget im Reiter „Förder-
daten II“ ("E: Entscheidung dem Grunde nach", "B: bewilligt, 
teilnehmend", "C: abgelehnt" oder "Z: zurückgezogen, nicht 
teilnehmend, storniert"). Auf den Status „B: bewilligt, teilneh-
mend“ stellt der OS mit Erstellung des Bewilligungsbeschei-
des um. 

• Angabe, ob es sich um ein trägereigenes oder trägerübergrei-
fendes Persönliches Budget handelt im Reiter „Kalkula-
tion/Abrechnung“ (1: Kostenträgerschaft trägereigenes 
Budget, 2: Kostenträgerschaft trägerübergreifendes Budget). 

• Angabe über alle Leistungen (Standard Förderleistungen, 
individuelle Förderleistungen und teilnehmerbezogene 
Kostenarten), die im Rahmen des Persönlichen Budgets 
bewilligt werden, sind im Reiter „Kalkulation/Abrechnung“ zu 
erfassen. Hierbei ist für jede Leistung die Maßnahmeart/AMP-
Förderfeld, Beginn und Ende der Leistung, die 
Leistungsverantwortung und die dazugehörige Dienststellen-
Nr. unter „Standard Förderleistungen“ zu erfassen. 
Internatskosten sind im Abschnitt „teilnehmerbezogene 
Kostenarten“ als „weitere Kosten“ zu erfassen, ebenso das 
Weiterbildungsgeld. Die Weiterbildungsprämie ist bei 
Vorliegen der Voraussetzungen auf Nachweis nach den 
Vorgaben der Fachlichen Weisung zur Förderung der 
beruflichen Weiterbildung zu gewähren, unter „weitere 
Kosten“ einzutragen und über ERP als Einzelanordnung mit 
der Finanzposition zur Weiterbildungsprämie auszuzahlen. 

• Angabe zum tatsächlichen Ende der ausgewählten 
Förderleistung bei vorzeitiger Beendigung oder Verlängerung 
im Reiter „Förderdaten II“ unter „Standard Förderleistungen 
erfassen/ändern“ > „Letzter Tag der Teilnahme“. 

• Leistungen zum Lebensunterhalt und zur Sozialversicherung 
werden über andere Fachverfahren gezahlt und sind daher 
nicht mit aufzunehmen. 

Sobald ein Persönliches Budget dem Grunde und der Höhe nach be-
willigt wurde, muss die Erfassung der Standardförderleistungen und, 
sofern zutreffend, der individuellen Förderleistungen bzw. teilneh-
merbezogenen Kostenarten auf der Registerkarte "Kalkulation/Ab-
rechnung" aktualisiert werden. Es ist jede Leistung einzeln zu erfas-
sen. In die amtliche Berichterstattung fließen nur die Standardförder-
leistungen ein.  

Abwicklung au-
ßerhalb von 
COSACH 

…durch das 
Reha-Team und 
den OS 

https://www.arbeitsagentur.de/datei/dok_ba014613.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/dok_ba014613.pdf
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Sobald der Operative Service Team SB-AV den Fall der Höhe nach 
bewilligt hat, ist von diesem der Status auf "B: bewilligt, teilnehmend" 
umzustellen. 

(8) Die BA als Rehabilitationsträger ist dazu verpflichtet, jährlich Da-
ten für die Erstellung des Teilhabeverfahrensberichts (THVB) an die 
Bundesarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation e.V. (BAR) zu melden. 
Gemäß § 41 Abs. 1 Nr. 11 und 12 SGB IX ist die Anzahl der bean-
tragten und bewilligten Leistungen in Form des Persönlichen Budgets 
und die Anzahl der beantragten und bewilligten Leistungen in Form 
des trägerübergreifenden Persönlichen Budgets zu übermitteln. 

(9) Die von der BA für den THVB zu meldenden Kennzahlen werden 
aus dem IT-Fachverfahren COSACH gewonnen.  

9. Trägereigenes und Trägerübergreifendes Persönli-
ches Budget 

(1) Die allgemeinen Regelungen zur Koordinierung der Leistungen 
zur Teilhabe nach Kapitel 4 des SGB IX finden auch auf das Verwal-
tungsverfahren zum Persönlichen Budget Anwendung. 

(2) Ist die BA einziger Rehabilitationsträger, handelt es sich um ein 
trägereigenes Persönliches Budget. 

(3) Jobcenter sind keine Rehabilitationsträger. Deshalb sind Persön-
liche Budgets, die (ausschließlich) Finanzierungsanteile aus dem 
SGB II enthalten, ebenfalls als trägereigene Budgets der BA zu er-
fassen (im IT-Verfahren COSACH) und durch die Reha-Berater*in-
nen zu koordinieren (Prozessverantwortung). 

(4) Ein Persönliches Budget kann bei Trägermehrheit auch nur bei 
einem einzelnen Rehabilitationsträger in Anspruch genommen wer-
den. Dies ist zum Beispiel auch dann möglich, wenn mehrere Reha-
bilitationsträger beteiligt sind, aber der/die Leistungsberechtigte ein 
Persönliches Budget nur in Bezug auf die Leistungen eines Rehabili-
tationsträgers, z. B. für Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 
durch die BA, beantragt. 

(5) Sind mehrere Rehabilitationsträger für das Persönliche Budget 
leistungspflichtig, dann ist dieses trägerübergreifend als Komplexleis-
tung zu erbringen. Hier sind die Ausführungen unter 9.1 zu beachten. 

9.1 Verantwortlichkeiten der Rehabilitationsträger 
(1) Sofern die BA bereits leistender Rehabilitationsträger nach § 14 
SGB IX ist, wird der Rehabilitationsbedarf ermittelt und im Rahmen 
der konkreten Leistungsausführung über eine Umsetzung in der 
Leistungsform des Persönlichen Budgets entsprechend dem Antrag 
des/der Leistungsberechtigten entschieden. 
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(2) Liegt noch kein Antrag auf Leistungen zur Teilhabe vor und ist 
noch kein Teilhabeverfahren eingeleitet, so ist eine Willensbekun-
dung zur Inanspruchnahme eines Persönlichen Budgets als Antrag 
auf Leistungen zur Teilhabe zu werten. Die notwendigen Abläufe ge-
mäß §§ 14 und 15 SGB IX (Zuständigkeitsklärung, Weiterleitung, 
Antragssplitting, Koordinierung, Teilhabeplanung) sind unter Beach-
tung der Fristen in die Wege zu leiten. 

(3) Beinhaltet die Willensbekundung zur Inanspruchnahme eines 
Persönlichen Budgets weitere Leistungen, die nicht in der Leistungs-
verantwortung der BA nach § 6 Abs. 1 SGB IX liegen, ist der Antrag 
unverzüglich innerhalb der Frist nach § 14 Abs. 1 SGB IX an den/die 
zuständigen (Rehabilitations-)Träger weiterzuleiten. 

(4) Wird die BA vom leistenden Rehabilitationsträger (§ 14 SGB IX) 
beteiligt (§ 15 SGB IX), sind die Regelungen nach Kapitel 4 des 
SGB IX entsprechend zu berücksichtigen. Der leistende Rehabilitati-
onsträger ist fristgemäß über den festgestellten Bedarf und die vo-
raussichtlich zu erbringenden Leistungen zur Teilhabe zu informie-
ren. Die Leistungen zur Teilhabe sind so zu verzahnen, dass die fest-
gelegten Teilhabeziele erreichbar sind. 

(5) Im Vorfeld ist mit dem/der Leistungsberechtigten zu klären, ob  
ein trägereigenes oder trägerübergreifendes Persönliches Budget 
gewünscht wird. Gegebenenfalls ergeben sich in der Folge weitere 
Koordinierungsnotwendigkeiten (§ 15 SGB IX). Die Erstellung des 
Teilhabeplans nach § 19 SGB IX und die Verantwortung für die Ziel-
vereinbarung nach § 29 Abs. 4 SGB IX liegt beim leistenden Rehabi-
litationsträger (§ 14 SGB IX). Dieser übernimmt das Ergebnis der Ab-
stimmung mit den beteiligten (Rehabilitations-)Trägern (§ 29 Abs. 1 
S. 2 SGB IX) und dem ggf. beteiligten Jobcenter in den Teilhabeplan. 
Der leistende Rehabilitationsträger übernimmt die Budgetverantwor-
tung. 
 
(6) Ergibt sich auf Wunsch des/der Leistungsberechtigen in der Mehr-
trägerkonstellation, dass nur der/die beteiligte/n Rehabilitationsträger 
(§ 15 SGB IX) Leistungen zur Teilhabe über ein Persönliches Budget 
erbringt/en, sollte mit dem leistenden Rehabilitationsträger (§ 14 
SGB IX) abgestimmt werden, wer die Abwicklung des Persönlichen 
Budgets (Erstellung der Zielvereinbarung, Auszahlung des Persönli-
che Budgets usw.) als Verfahrensverantwortlicher übernimmt. Sind 
mehrere beteiligte Rehabilitationsträger (§ 15 SGB IX) von der Er-
bringung von Leistungen zur Teilhabe durch ein Persönliches Budget 
betroffen, sollte eine einvernehmliche Entscheidung mit allen betei-
ligten Rehabilitationsträgern über die Verfahrensverantwortung im 
Rahmen des Persönlichen Budgets hergestellt werden. 

9.2 Zusammenarbeit mit den Jobcentern 
In der Zusammenarbeit der BA mit den Jobcentern, stimmt sich 
der/die Reha-Berater*in mit dem Jobcenter zur Leistungsausführung 
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ab. Hierbei ist die Fachliche Weisung zum § 6 SGB IX sowie §§ 19 ff. 
SGB IX zu beachten.  

10. Zielvereinbarung  
(1) Der leistende Rehabilitationsträger und die Leistungsberechtigten 
schließen, ggf. unter Einbindung weiterer beteiligter (Rehabilitations-
) Träger, zur Umsetzung des Persönlichen Budgets für die Dauer des 
Bewilligungszeitraumes adressatengerechte Zielvereinbarungen ab. 
Der/die Leistungsberechtigte kann auf Grundlage der Zielvereinba-
rung selbst entscheiden, wie er seinen/sie ihren Bedarf mit dem Per-
sönlichen Budget deckt, um die vereinbarten individuellen Förder- 
und Teilhabeziele zu erreichen. 

(2) Die Zielvereinbarung zwischen Leistungsberechtigtem und Reha-
bilitationsträger muss gesetzlich definierte Mindestanforderungen er-
füllen:  
 
1. Förder- und Leistungsziele,  
2. Nachweis zur Deckung des individuellen Bedarfs,  
3. Qualitätssicherung und  
4. Angaben zur Höhe der Teil- und Gesamtbudgets. 

(3) In Abstimmung mit der/dem Leistungsberechtigten werden in der 
Zielvereinbarung die individuellen Förder- und Leistungsziele konkret 
und detailliert beschrieben. Hierbei ist es hilfreich, vorgesehene ein-
zelne Schritte zum Erreichen des Teilhabeziels einschließlich der je-
weils zu realisierenden individuellen Qualifizierungselemente, Maß-
nahmen oder Hilfen zu definieren. 

(4) Der/die Leistungsberechtigte deckt den in der Zielvereinbarung 
festgelegten Bedarf mit dem zur Verfügung gestellten Persönlichen 
Budget und weist die vollständige Bedarfsdeckung nach. Es ist in der 
Zielvereinbarung konkret festzulegen, wie und zu welchem Zeitpunkt 
nachzuweisen ist, mit welchen Ergebnissen bzw. Integrationsfort-
schritten die einzelnen Schritte zur Teilhabe absolviert wurden. Auch 
notwendige Bedingungen und Prozessschritte zur Erreichung des 
Teilhabeziels sollen zur Qualitätssicherung in die Zielvereinbarung 
aufgenommen und in regelmäßigen Abständen kontrolliert werden. 
Dies betrifft u. a. Nachweise über das Erreichen vereinbarter Teilziele 
wie beispielsweise beim Ziel Berufsabschluss der Eintrag des Berufs-
ausbildungsvertrags durch die prüfenden Stellen oder das Bestehen 
einer Zwischenprüfung. 
(5) Die Grundlage des Teils- und Gesamtbudgets ist der mit dem/der 
Leistungsberechtigten individuelle festgelegte Bedarf nach Kapitel 4 
des SGB IX und die daraufhin ermittelten Kosten (siehe Nummer 7, 
Absatz 4). Es besteht die Möglichkeit innerhalb der Zielvereinbarung 
Ergänzungen vorzunehmen, die eine Anpassung des Budgetvolu-
mens ermöglichen, wenn der Bedarf sich im Laufe der Förderung ver-
ändert (siehe Nummer 5, Absätze 9 bis 10). 
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(6) Die Nachhaltung erfolgt in zu vereinbarenden begleitenden Bera-
tungsgesprächen. Deren zeitliche Taktung ist abhängig von den not-
wendigen Leistungen und den individuellen Rahmenbedingungen. 
Durch die Nachweise wird sichergestellt, dass die in Form des Per-
sönlichen Budgets erbrachten Leistungen zweckentsprechend einge-
setzt werden. Ein detaillierter Kostennachweis zu den mit Budgetmit-
teln beschafften (Einzel-) Leistungen einschließlich einer abschlie-
ßenden Prüfung im Sinne einer Rechnungslegung ist nicht vorgese-
hen. Nicht verbrauchte Beträge verbleiben bei dem/r Leistungsbe-
rechtigten. 

(7) Die vorzeitige Beendigung einer Zielvereinbarung ist nur durch 
eine Kündigung aus wichtigem Grund möglich. § 29 Abs. 4 Sätze 5 
und 6 SGB IX verweisen auf besondere persönliche Lebenssituatio-
nen oder das Nichteinhalten der Vereinbarung als Kündigungs-
gründe. Im Falle einer Kündigung entscheiden die Reha-Berater*in-
nen dem Grunde nach und der Operative Service (Team SB-AV, 
Team BAB/Reha, Team Alg Plus bzw. Team AMDL) hebt den Bewil-
ligungsbescheid nach § 48 Absatz 1 SGB X auf. Bewilligte Budgets 
werden in diesem Fall anteilmäßig auf die tatsächliche Laufzeit be-
rechnet und gegebenenfalls gekürzt.  

 

In diesen Fällen ist eine Rückforderung des Persönlichen Budgets zu 
prüfen und vom Operativen Service (Team SB-AV) abzuwickeln. Für 
eine ggfs. erforderliche Rückforderung von Entgeltersatzleistungen 
bzw. Leistungen zum Lebensunterhalt ist der Operative Service 
(Team BAB/Reha bzw. Team Alg Plus) zuständig. Der Operative Ser-
vice Team AMDL ist für ggfs. notwendige Rückforderungen eines 
Weiterbildungsgeldes verantwortlich. 

(8) Die Zielvereinbarung wird für die Dauer des Bewilligungszeitrau-
mes der Leistungen in Form des Persönlichen Budgets abgeschlos-
sen und sollte mindestens einen Zeitraum von sechs Monaten um-
fassen, da Entscheidungen über ein Persönliches Budget nach 
§ 29 Abs. 1 Satz 6 SGB IX die Leistungsberechtigten für die Dauer 
von sechs Monaten bindet. 

11. Sozialversicherung 

(1) Die Sozialversicherung ist bei der Leistungsausführung als Per-
sönliches Budget danach zu beurteilen, welche Teilhabeleistung(en) 
erbracht werden soll(en). Die Grundsätze zur Versicherungspflicht 
siehe Fachliche Weisung zu § 64 SGB IX sind analog anzuwenden.  

(2) Hinsichtlich der Verantwortlichkeiten für die Meldung und Zahlung 
der Beiträge haben sich die Spitzenverbände der Sozialversiche-
rungsträger beim Persönlichen Budget allerdings auf eine aus-
schließlich direkte Zahlung der Sozialversicherungsbeiträge 
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durch die BA geeinigt, damit die Absicherung in den Versicherungs-
zweigen (Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung) gewährleistet 
werden kann. D. h. die BA übernimmt immer die Funktion der Arbeit-
geberin und hat die Meldung und Zahlung direkt an die Krankenkas-
sen und Rentenversicherungsträger vorzunehmen. Dies gilt unab-
hängig,  

• von einer (ggfs.) zu zahlenden Leistung zum Lebensunterhalt,  
• vom Ausführungsort der Teilhabeleistungen (z. B. Betrieb), 
• vom Ergebnis einer notwendigen Vergleichsberechnung 

(z. B. im EV/BBB). 

(3) Für Förderleistungen, die eine Versicherungspflicht in der Arbeits-
losenversicherung auslösen (siehe Übersicht zur „Versicherungs-
pflicht in rehaspezifischen Maßnahmen/Leistungen“ im Kontext der 
Fachlichen Weisung zu § 64 SGB IX), zahlt die BA an sich selbst 
keine Beiträge. Damit Versicherungszeiten im Fall einer Beantragung 
von Arbeitslosengeld nachgewiesen werden können, hat die BA die 
Versicherungszeiten zur Arbeitslosenversicherung zu bescheinigen. 

12. Mittelbewirtschaftung 
Teilhabeleistungen können durch ein Persönliches Budget nach 
§ 29 SGB IX nur von einem Rehabilitationsträger nach § 6 Abs. 1 
SGB IX erbracht werden. 
 
Bei einer Mehrträgerkonstellation ist zu beachten, dass die einzelnen 
Teilbudgets rechtzeitig vor Auszahlung des Gesamtbudgets einge-
hen bevor die Auszahlung an die/den Leistungsberechtigte/n erfolgen 
kann. Hierzu empfiehlt sich Zahlungstermine mit den am Prozess be-
teiligten (Rehabilitations-)Trägern zu vereinbaren. 
 
Die Zweckbestimmung "Persönliches Budget" wird im Kapitel 3 des 
Haushaltsplanes der BA ohne Haushaltsansatz veranschlagt. Ausga-
ben der Agenturen für Arbeit bei der Zweckbestimmung "Persönli-
ches Budget" sind deshalb erst nach Umschichtungen von Budget 
(vgl. Haushalts- und Bewirtschaftungsbestimmungen – HBest - Um-
schichtungen) von den jeweils zutreffenden Leistungen der Teilhabe 
von Menschen mit Behinderungen zum Persönlichen Budget mög-
lich. 
 
Mit Blick auf die Eingangsbemerkungen zum Persönlichen Budget 
dient die Finanzposition 3-68101-00-4010 (Persönliches Budget) da-
mit als budgettragende Kontierung, aus der die verschiedenen Geld-
leistungen zur Teilhabe von Menschen mit Behinderungen nach Um-
schichtung ausgeführt werden können. Im ERP-Modul PSM sind Mit-
tel für das Persönliche Budget für den jeweiligen Einzelfall von den 
zutreffenden budgettragenden Reha-Finanzpositionen im Kapitel 3 
zur budgettragenden Finanzposition 3-68101-00-4010 umzubuchen. 
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Mittelvormerkungen sind im ERP-Modul PSM Ausgaben im ERP-Mo-
dul PSCD zu buchen. Für die Bewirtschaftung der Ausgaben gilt die 
Ermächtigungsart "l". 

Für Mittelvormerkungen und Auszahlungen sind für die unter Ziffer 1. 
– 4. beschrieben Fallkonstellationen folgende Kontierungselemente 
vorgesehen: 

Finanzpositionen (Buchungsträger, Haupt- und Teilvorgänge 
(HV/TV)) 

3-68101-00-4011 (HV 2307 TV 0001) 
Reha-Budget - Persönliches Budget (s. Fallgestaltung 1 "BA alleini-
ger Träger, ohne Finanzierungsanteile SGB II") - Auszahlungen an 
Leistungsberechtigte. 
 
3-68101-00-4012 (HV 2307 TV 0002) 
Reha-Budget - Teilbudgetleistungen der BA an beauftragte Träger (s. 
Fallgestaltung 2 "Trägerübergreifendes Budget – Variante "anderer 
Reha-Träger" ist (als leistender Reha-Träger) Budgetbeauftragter"). 
 
3-68101-00-4013 (HV 2307 TV 0003)  
Reha-Budget - Teilbudgetleistungen der BA zu Kapitel 8, wenn die 
BA Budgetbeauftragter bei trägerübergreifendem Budget ist oder Fi-
nanzierungsanteile SGB II erhält. (s. Fallgestaltung 3 und 4 "Träger-
übergreifendes Budget – Variante "BA ist leistender Träger und 
Budgetbeauftragter" bzw. "BA ist alleiniger Reha-Träger und erhält 
Finanzierungsanteile SGB II"). 
 
Für die erforderlichen Umbuchungen nach Kapitel 8 stehen dort als 
Budgetträger eine Einnahme- und eine Ausgabefinanzposition zur 
Verfügung: 
 
Budgetträger 8-389 01-03-6110 (Einnahmen) 
Reha-Budget - Persönliches Budget nach § 29 SGB IX i.V.m. § 118 
SGB III - BA als beauftragter Träger bei trägerübergreifendem 
Budget. Die nach Fallkonstellationen zutreffenden Buchungsträger 
sind dem Kontierungshandbuch zu entnehmen.  
 
Budgetträger 8-989 01-03-6110 (Ausgaben) 
Reha-Budget - Persönliches Budget nach § 29 SGB IX i.V.m. § 118 
SGB III - BA als beauftragter Träger bei trägerübergreifendem 
Budget. Die nach Fallkonstellationen zutreffenden Buchungsträger 
sind dem Kontierungshandbuch zu entnehmen.  

Nachfolgende Fallgestaltungen sind möglich: 

1. BA ist alleiniger Rehabilitationsträger und erhält keine 
Finanzierungsanteile SGB II 

In dieser Variante gibt es außer der BA keinen weiteren 
beteiligten Träger. Die Abwicklung findet komplett im 
Haushalt der BA (Kapitel 3) statt. Nach der Umschichtung 
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zum Persönlichen Budget erfolgt die Auszahlung zu Las-
ten der Finanzposition 3-68101-00-4011 (HV 2307 TV 
0001) an die Leistungsberechtigten. 
 

2. Trägerübergreifendes Budget – Variante "anderer Re-
habilitationsträger ist Budgetbeauftragter" 

Hier ist ein anderer Reha-Träger für die Auszahlung des 
Budgets verantwortlich. Die Abwicklung findet auch hier 
komplett im Kapitel 3 des BA-Haushalts statt, wobei die 
BA ihren Budgetanteil (ebenfalls nach Umschichtung zum 
Persönlichen Budget) an den beauftragten Träger  
(3-68101-00-4012 (HV 2307 TV 0002)) auszahlt. 
 

3. BA ist alleiniger Rehabilitationsträger und erhält Finan-
zierungsanteile SGB II 

In dieser Variante ist die BA ebenfalls alleiniger Rehabili-
tationsträger, erhält allerdings Finanzierungsanteile aus 
dem Rechtskreis SGB II. 

Die Abwicklung findet hier neben dem Kapitel 3, auch im Kapitel 8 
statt. Nach Umschichtung des SGB III-BA-Anteils zum Persönlichen 
Budget aus dem BA-Haushalt (3-68101-00-4013 (HV 2307 TV 0003)) 
werden die Anteile der Beteiligten (SGB III und II) im Kapitel 8 verein-
nahmt und von dort an die/den Rehabilitand*innen (Leistungsemp-
fänger*innen) ausgezahlt. 

Trägerübergreifendes Budget – Variante "BA ist Budgetbeauf-
tragter" 

Im Unterschied zu 3. erhält die BA hier Budgetanteile ei-
nes anderen Rehabilitationsträgers (Dritter). Die übrige 
Abwicklung ist identisch mit der unter 3. beschriebenen, 
nur das hier Anteile Dritter (statt SGB II) vereinnahmt wer-
den. 
Unter Nr.4 (Trägerübergreifendes Budget) ist die Vari-
ante möglich, in der die BA als Budgetbeauftragte neben 
Budgetanteilen Dritter auch Finanzierungsanteile SGB II 
erhält. 

Detaillierte Erläuterungen zu den notwendigen Aktivitäten – insbe-
sondere mit Bezug zum System ERP finden Sie in der Anlage 1 zu 
dieser Fachlichen Weisung und im ERP-Anwenderhandbuch. 

Bewirtschaftungshinweise zur Übertragung evtl. Einzahlungs-/ Aus-
zahlungssalden finden Sie in Anlage 1. 

Weitere Hinweise 
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